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Dadurch stärken wir das Ermessen bei der kommu-
nalen Haushaltsplanung. Damit wird die Planung 
dessen, was wir künftig zusammen mit der kommu-
nalen Familie an kommunalen Haushalten in Nord-
rhein-Westfalen auf den Weg bringen werden, offen 
gesagt, viel verlässlicher. 

Gleichzeitig tragen wir die Fähigkeiten im Zusam-
menhang mit der Rechnungsprüfung vor, die wir ver-
ändern. Das kritisieren Sie ja immer nur. Sie be-
schreiben immer nur Probleme, aber liefern keine Lö-
sungen. 

(Stefan Kämmerling [SPD]: Dazu gehören 
Sachverständige!) 

Vielleicht sind Sie an dieser Stelle selbst Teil des 
Problems, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
weil Sie gar nicht mehr wahrnehmen, wie in kommu-
nalen Räten gearbeitet und diskutiert wird und wo die 
Probleme sind. 

(Stefan Kämmerling [SPD]: Frechheit!) 

Denn viele Gemeinden schaffen es nicht, in be-
stimmten Fachbereichen die offenen Stellen zu be-
setzen. Das ist auch in der Rechnungsprüfung so. 
Deswegen wollen wir zu Änderungen in der Organi-
sation der Rechnungsprüfung kommen und gleich-
zeitig dieses Instrument entsprechend stärken – 
auch im Verhältnis zum Rat. Denn letztendlich ist die 
Rechnungsprüfung das Instrument des Rates zur 
Kontrolle der jeweiligen Verwaltungen, der Hauptver-
waltungsbeamten und der Mehrheiten in den Vertre-
tungskörperschaften. 

Vor diesem Hintergrund ist das 2. NKF-Weiterent-
wicklungsgesetz ein Gesetz, das das Ermessen der 
lokalen Akteure in den Städten und Gemeinden 
stärkt. Es nimmt die kommunale Selbstverwaltung 
breit in den Blick und wird ihr gerecht, weil die ge-
wählten Vertretungskörperschaften die Belange ihrer 
Bürgerschaft im Rahmen der Gesetze wahrnehmen. 
Damit werden wir einen wichtigen Baustein dazu lie-
fern, dass die kommunalen Haushalte zukunftsfä-
hig … 

Präsident André Kuper: Frau Ministerin, es gibt den 
Wunsch nach einer weiteren Zwischenfrage des Ab-
geordneten Hübner. 

Ina Scharrenbach*), Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Gleichstellung: Nein. Ich wollte zum 
Ende kommen, wenn Sie gestatten. Sie werden ja 
die Möglichkeit einer Kurzintervention nutzen. Das 
können Sie gerne tun. 

Die kommunalen Haushalte, die kommunale Haus-
haltsplanung und der kommunale Haushaltsvollzug 
werden gestärkt. Die Transparenz wird – darauf le-
gen wir großen Wert – für Stadträte und auch für die 
Bürgerschaft in Nordrhein-Westfalen erhöht. Damit 

ist ein wichtiger Baustein für die zukünftige verlässli-
che kommunale Haushaltswirtschaft gelegt – 

(Stefan Kämmerling [SPD]: Das glauben Sie 
ja selbst nicht! Jetzt müssen Sie selbst la-
chen!) 

neben dem Gemeindefinanzierungsgesetz, das im 
kommenden Jahr ein echtes Cash-in von 12,4 Milli-
arden Euro bietet. 

Wir werden ja absehbar auch noch über einen Kom-
munalfinanzbericht sprechen. Dann werden Sie se-
hen, wie sich die Wirtschaftslage der Kommunen in 
Nordrhein-Westfalen verbessert hat. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Ministe-
rin. – Die Landesregierung hat ihre Redezeit um 52 
Sekunden überzogen. Mir liegt gleichwohl kein Wort-
meldungswunsch vor. Daher schließe ich die Aus-
sprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuss für 
Heimat, Kommunales, Bauen und Wohnen empfiehlt 
in Drucksache 17/4519, den Gesetzentwurf Drucksa-
che 17/3570 in der Fassung der Beschlüsse anzu-
nehmen. Wir kommen somit zur Abstimmung über 
die Beschlussempfehlung und nicht über den Ge-
setzentwurf.  

Wer ihr zustimmen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind die CDU, die FDP, die AfD 
und die beiden fraktionslosen Kollegen Neppe und 
Langguth. 

(Stefan Kämmerling [SPD]: Davon hören wir 
im Januar noch einmal! Das wird nicht klap-
pen! Das klappt nicht! Niemals wird das klap-
pen!) 

Wer ist dagegen? – Das sind SPD und Grüne. Wer 
enthält sich? – Niemand. Damit ist der Gesetzent-
wurf Drucksache 17/3570 in der Fassung der Be-
schlussempfehlung Drucksache 17/4519 ange-
nommen und in zweiter Lesung verabschiedet. 

Wir kommen zu: 

15 Gesetz zur Änderung des Altlastensanie-
rungs- und Altlastenaufbereitungsverbands-
gesetzes  

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/3778 – Neudruck 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses 
für Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz 
Drucksache 17/4529 
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zweite Lesung 

Die Reden  werden zu Protokoll gegeben. (siehe An-
lage 3) 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuss für 
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz empfiehlt in Drucksache 17/4529, den Ge-
setzentwurf Drucksache 17/3778 – Neudruck – un-
verändert anzunehmen. Wir kommen somit zur Ab-
stimmung über den Gesetzentwurf selbst und nicht 
über die Beschlussempfehlung.  

Wer möchte zustimmen? – Das sind SPD, Grüne, 
CDU, FDP und AfD sowie die beiden fraktionslosen 
Abgeordneten. Wer ist dagegen? – Wer enthält 
sich? – Damit ist der Gesetzentwurf Drucksache 
17/3778 – Neudruck – angenommen und in der 
zweiten Lesung einstimmig verabschiedet. 

Ich rufe auf: 

16 Drittes Gesetz zur Änderung des Landesper-
sonalvertretungsgesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/4350 

erste Lesung 

Herr Minister Reul hat seine Einbringungsrede  zu 
Protokoll zu geben. (siehe Anlage 4) zu Protokoll ge-
geben. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU und der SPD) 

Wir kommen damit zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfes 
Drucksache 17/4350 an den Innenausschuss. 
Möchte jemand der Überweisung widersprechen oder 
sich enthalten? – Beides ist nicht der Fall. Damit ist die 
Überweisungsempfehlung einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

17 Gesetz für die Übergangsphase nach dem 
Austritt des Vereinigten Königreichs Großbri-
tannien und Nordirland aus der Europäischen 
Union des Landes Nordrhein-Westfalen 
(Brexit-Übergangsgesetz des Landes Nord-
rhein-Westfalen – BrexitÜG NRW) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/4351 

erste Lesung 

Herr Minister Dr. Stephan Holthoff-Pförtner hat seine 
Einbringungsrede  zu Protokoll gegeben. (siehe An-
lage 5) gegeben. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU und der SPD) 

Eine Aussprache ist heute ebenfalls nicht vorgese-
hen. 

Wir kommen somit zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfes 
Drucksache 17/4351 an den Ausschuss für Eu-
ropa und Internationales – federführend – sowie an 
den Ausschuss für Heimat, Kommunales, Bauen 
und Wohnen. Ist jemand dagegen? – Enthält sich 
jemand? – Beides ist nicht der Fall. Die Überwei-
sungsempfehlung ist einstimmig angenommen. 

Tagesordnungspunkt 

18 Das Rheinische Revier hat alle Chancen und 
verdient jede Unterstützung – Strukturwandel 
mit den Akteuren vor Ort zum Erfolg bringen 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/4446 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/4544 

Eine Aussprache hierzu ist heute nicht vorgesehen. 

Wir kommen somit zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Antrags Drucksa-
che 17/4446 an den Ausschuss für Wirtschaft, 
Energie und Landesplanung. Die abschließende 
Beratung und Abstimmung soll nach Vorlage einer 
Beschlussempfehlung des Ausschusses erfolgen. Ist 
jemand dagegen? – Enthält sich jemand? – Nein. 
Dann haben wir das einstimmig angenommen. 

Tagesordnungspunkt 

19 Nordrhein-Westfalen stellt die Weichen für die 
Mobilität der Zukunft 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/4447 

Auch hierzu ist eine Aussprache heute nicht vorge-
sehen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
17/4447 an den Verkehrsausschuss – federfüh-
rend –, an den Ausschuss für Heimat, Kommuna-
les, Bauen und Wohnen, an den Ausschuss für 
Europa und Internationales, an den Ausschuss 
für Wirtschaft, Energie und Landesplanung sowie 
an den Ausschuss für Digitalisierung und Innova-
tion. Die abschließende Beratung und Abstimmung 
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